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Steuerart Fälligkeit 1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

4 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

5 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 19.12.2013) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 10.12.2013 10.01.2014

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag

10.12.2013 entfällt

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag

10.12.2013 entfällt

Umsatzsteuer2 10.12.2013 10.01.2014

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 13.12.2013 13.01.2014

Scheck4 06.12.2013 07.01.2014

Sozialversicherung5 23.12.2013 29.01.2014

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Termine Dezember 2013/Januar 2014

Ausgabe Dezember 2013

tax
Ermittlung der Reisekosten werden vereinfacht
Änderung des Reisekostenrechts am 1.1.2014

Die bisherigen Bestimmungen zum 
steuerlichen Reisekostenrecht werden 
ab dem 1.1.2014 vereinfacht und ver-
einheitlicht.
Bei den Pauschalen für Verpflegungs-
mehraufwendungen werden die Min-
destabwesenheitszeiten verringert, so- 
dass es nur noch zwei unterschied
liche Abzugsbeträge gibt:

 �12 € pauschal für eintägige Dienst-
reisen ohne Übernachtung ab einer 
Abwesenheit von mehr als 8 Stun-
den und für den An- und Abreisetag 
bei einer mehrtägigen Dienstreise.
 �24 € pauschal für eine mehrtägige 
Dienstreise und eine 24-stündige 
Abwesenheit.

Für die Fahrten zur regelmäßigen Ar-
beitsstätte gilt, dass es nur noch eine 
regelmäßige Arbeitsstätte je Dienst-
verhältnis gibt. Welche von mehreren 
Arbeitsstätten das ist, wird durch den 
Arbeitgeber oder anhand quantitativer 
Elemente festgelegt. Aus der regelmä-
ßigen Arbeitsstätte wird begrifflich die 
erste Tätigkeitsstätte.
Weitere Änderungen gibt es bei den 
Unterkunftskosten im Rahmen der 
doppelten Haushaltsführung sowie 
der vom Arbeitgeber zur Verfügung 
gestellten Verpflegung anlässlich einer 
auswärtigen beruflichen Tätigkeit. Als 
Unterkunftskosten können zukünftig 
die dem Arbeitnehmer tatsächlich ent-
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Arbeitsstätte

Steuerabzug bei Bauleistungen: Folgebescheinigung beantragen

Behandlungskosten bei psychischer Erkrankung (Burn-Out) sind keine 
Werbungskosten

Leiharbeitnehmer regelmäßig aus-
wärts tätig

Freistellungsbescheinigung prüfen

Ist Burn-Out eine Berufskrankheit?

Die regelmäßige Arbeitsstätte ist ins-
besondere durch den örtlichen Be-
zug zum Arbeitgeber gekennzeichnet. 
Ein Arbeitnehmer ist deshalb grund-
sätzlich dann auswärts tätig, wenn 
er außerhalb einer dem Arbeitgeber 
zuzuordnenden Tätigkeitsstätte (Be-
triebsstätte) tätig wird, wie dies ins-
besondere bei Leiharbeitnehmern der 
Fall ist. Der Leiharbeitnehmer konnte 
nach dieser Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs seine Fahrtkosten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte mit 
den tatsächlichen Aufwendungen als 
Werbungskosten berücksichtigen.
Hinweis: Ab dem Veranlagungszeit-
raum 2014 wird die regelmäßige Ar-
beitsstätte durch die erste Tätigkeits-
stätte ersetzt. Die erste Tätigkeitsstät-
te muss keine ortsfeste betriebliche 
Einrichtung des Arbeitgebers sein. 
Sie kann auch bei einem Dritten, z. B. 
Kunden des Arbeitgebers, sein. Leih-
arbeitnehmer sind dann nicht mehr 
auswärtig tätig, wenn sie von ihrem 
Arbeitgeber einer solchen Örtlichkeit 
dauerhaft zugeordnet werden. Dau-
erhaft zugeordnet heißt unbefristet, 
für die Dauer des Dienstverhältnisses 
oder mehr als 48 Monate an einer sol-
chen Tätigkeitsstätte tätig werden.

Der Auftraggeber (Leistungsempfän-
ger) einer Bauleistung ist verpflichtet, 
von der Gegenleistung 15 % einzu-
behalten und an das Finanzamt abzu-
führen. Demzufolge darf der Empfän-
ger der Bauleistung nur den um den 
Steuerabzug geminderten Preis an 
den Bauunternehmer auszahlen. Die 
Abzugsverpflichtung tritt ein, wenn der 
Empfänger der Bauleistung ein Unter-
nehmer i. S. d. Umsatzsteuerrechts 
(auch wenn er nur umsatzsteuerfreie 
Vermietungsumsätze tätigt) oder eine 
juristische Person des öffentlichen 
Rechts (z. B. eine Gemeinde) ist. 
Der Empfänger der Bauleistung (Leis-
tungsempfänger) muss den Steuerab-
zug nicht vornehmen, wenn

 �der Bauunternehmer eine gültige, 
durch das Finanzamt ausgestellte 
Freistellungsbescheinigung vorlegen 
kann oder
 �die an den Bauunternehmer zu zah-
lende Gegenleistung im laufenden 
Kalenderjahr voraussichtlich 5.000 
Euro nicht übersteigt. Bei Leistungs-
empfängern, die ausschließlich um-
satzsteuerfreie Vermietungsumsätze 
erbringen (Vermieter), erhöht sich 
diese Bagatellgrenze auf 15.000 

Aufwendungen zur Wiederherstellung 
der Gesundheit können betrieblich 
oder beruflich veranlasst sein, wenn es 
sich um eine typische Berufskrankheit 
handelt oder der Zusammenhang zwi-
schen der Erkrankung und dem Beruf 
eindeutig feststeht.

Euro. Zur Ermittlung der Bagatell-
grenzen sind alle im Kalenderjahr an 
den Leistungsempfänger erbrach-
ten und voraussichtlich zu erbrin-
genden Bauleistungen zusammen-
zurechnen.

Nach einem Schreiben des Bundes-
ministeriums der Finanzen sind auf un-
beschränkte Zeit erteilte Freistellungs-
bescheinigungen nur für drei Jahre 
gültig. Eine Folgebescheinigung ist 
auszustellen, wenn der Antrag sechs 
Monate vor Ablauf der Geltungsdauer 
gestellt wird.
Hinweis: Betroffene Bauunternehmer 
und Handwerker sollten ihre Beschei-
nigungen prüfen und ggf. noch in die-
sem Jahr einen neuen Antrag stellen.

Burn-Out ist nach einem Urteil des Fi-
nanzgerichts München keine typische 
Berufskrankheit. Ein Werbungskos-
ten- oder Betriebsausgabenabzug der 
Behandlungskosten ist nicht möglich. 
Der Abzug der Krankheitskosten als 
außergewöhnliche Belastung ist mög-
lich. Allerdings ist der Nachweis der 
Zwangsläufigkeit der Aufwendungen 
zu führen. Dies kann durch ein vor Be-
ginn der Heilmaßnahme ausgestelltes 
amtsärztliches Gutachten oder eine 
vorherige ärztliche Bescheinigung 
eines medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung geschehen. Der 
Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
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stehenden Aufwendungen für die Nut-
zung der Unterkunft oder Wohnung 
angesetzt werden, höchstens jedoch 
1.000 € im Monat. Dieser Betrag um-
fasst alle für die Unterkunft oder Woh-
nung entstehenden Aufwendungen, 
z. B. Miete einschließlich Betriebskos-
ten, Miet- oder Pachtkosten für Kfz-
Stellplätze (auch in Tiefgaragen), Auf-
wendungen für Sondernutzung (z. B. 
Garten). Damit entfällt die Prüfung der 
angemessenen Wohnungsgröße.
Hinweis: Das Bundesministerium der 
Finanzen hat in einem umfangreichen 
Einführungsschreiben zu allen neuen 
Regelungen ausführlich Stellung ge-
nommen. Zu Einzelheiten sollte der 
Steuerberater gefragt werden.



Ab 1. Januar 2014 gelten voraussichtlich folgende Werte in der Sozialversicherung:

Neue Beitragsbemessungsgrenzen ab 1. Januar 2014

Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2014 bei verbilligter Vermietung
Überprüfung der Gesellschafter-
Geschäftsführerbezüge vor dem 
1.1.2014

Vermietung unter dem Marktwert Neubestimmung

2014 
monatlich 

€

2013 
monatlich 

€

2014 
jährlich 

€

2013 
jährlich 

€

West

Krankenversicherung 4.050,00 3.937,50 48.600,00 47.250,00

Pflegeversicherung 4.050,00 3.937,50 48.600,00 47.250,00

Rentenversicherung 5.950,00 5.800,00 71.400,00 69.600,00

Arbeitslosenversicherung 5.950,00 5.800,00 71.400,00 69.600,00

Ost

Krankenversicherung 4.050,00 3.937,50 48.600,00 47.250,00

Pflegeversicherung 4.050,00 3.937,50 48.600,00 47.250,00

Rentenversicherung 5.000,00 4.900,00 60.000,00 58.800,00

Arbeitslosenversicherung 5.000,00 4.900,00 60.000,00 58.800,00

Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen betragen für die bei einer 
gesetzlichen Krankenkasse versicherten Arbeitnehmer 53.550,00 €. Für die bereits am 31.12.2002 in der Privaten Kran-
kenversicherung versicherten Beschäftigten beträgt die Grenze 48.600,00 €.

Die Bezüge der Gesellschafter-Ge-
schäftsführer einer GmbH sind spä-
testens nach Ablauf von drei Jahren 
auf ihre Angemessenheit zu überprü-
fen. Falls die Bezüge eines Gesell-
schafter-Geschäftsführers zuletzt im 
Jahre 2010 für die Jahre 2011 - 2013 
festgelegt worden sind, muss noch 
vor dem 1.1.2014 eine Neuberech-
nung erfolgen. Dabei muss auch be-
achtet werden, dass die Gesamtbe-
züge im Einzelfall angemessen sind. 
So kann es notwendig sein, die Tan-
tieme und die Gesamtbezüge z. B. 
wegen weiterer Bezüge aus anderen 
Tätigkeiten auf einen bestimmten 
Höchstbetrag zu begrenzen. Sowohl 
die Neufestsetzung als auch sämt-
liche Änderungen der Bezüge sind 
grundsätzlich im Voraus durch die 
Gesellschafterversammlung festzu-
stellen. 
Hinweis: Aufgrund der Vielzahl der 
Urteile zu diesem Themengebiet ist 
es sinnvoll, die Bezüge insgesamt mit 
dem Steuerberater abzustimmen.

Bei verbilligter Vermietung von Woh-
nungen sowohl an Angehörige als auch 
an fremde Dritte beträgt die Grenze 66 
% der ortsüblichen Marktmiete. Des-
halb ist Folgendes zu beachten:

 �Beträgt die vereinbarte Miete min-
destens 66 % der ortsüblichen 
Marktmiete, dann sind die mit den 
Mieteinnahmen zusammenhängen-
den Werbungskosten voll abzugs-
fähig.
 �Liegt der Mietzins unterhalb von 
66 % der ortsüblichen Marktmiete, 
können die Aufwendungen nur ent-
sprechend dem entgeltlichen Anteil 
der Vermietung geltend gemacht 
werden. 
 �Aus diesem Grund sollten beste-
hende Mietverträge kurzfristig da-
rauf geprüft werden, ob sie den 
üblichen Konditionen entsprechen 
und auch so durchgeführt werden. 
Dies gilt auch für die zu zahlenden 
Nebenkosten. Insbesondere sollte 
die Höhe der Miete geprüft und zum 
1.1.2014 ggf. angepasst werden. 
Dabei empfiehlt es sich, nicht bis an 
die äußersten Grenzen heranzuge-

hen. Eine Totalüberschussprognose 
ist in allen Fällen nicht mehr erforder-
lich.
 �Der Mietvertrag muss insbesonde-
re bei Vermietung an Angehörige 
einem Fremdvergleich (Vermietung 
an fremde Dritte) standhalten, weil 
er sonst steuerrechtlich nicht aner-
kannt wird. Die Mieten und Neben-
kosten sollten von den Angehörigen 
pünktlich bezahlt werden.



Folgende Unterlagen können im Jahr 2014 vernichtet werden

Platz schaffen im Aktenschrank

Nachstehend aufgeführte Buchfüh-
rungsunterlagen können nach dem 31. 
Dezember 2013 vernichtet werden:

 �Aufzeichnungen aus 2003 und 
früher.

 �Inventare, die bis zum 31.12.2003 
aufgestellt worden sind.

 �Bücher, in denen die letzte Eintra-
gung im Jahre 2003 oder früher er-
folgt ist.

 �Jahresabschlüsse, Eröffnungsbi-
lanzen und Lageberichte, die 2003 
oder früher aufgestellt worden sind.

 �Buchungsbelege aus dem Jahre 
2003 oder früher. 
 �Empfangene Handels- oder Ge-
schäftsbriefe und Kopien der abge-
sandten Handels- oder Geschäfts-
briefe, die 2007 oder früher empfan-
gen bzw. abgesandt wurden.
 �sonstige für die Besteuerung be-
deutsame Unterlagen aus dem Jah-
re 2007 oder früher.

Dabei sind die Fristen für die Steuer-
festsetzungen zu beachten.
Unterlagen dürfen nicht vernichtet 
werden, wenn sie von Bedeutung sind

 �für eine begonnene Außenprüfung,
 �für anhängige steuerstraf- oder buß-
geldrechtliche Ermittlungen,
 �für ein schwebendes oder aufgrund 
einer Außenprüfung zu erwartendes 
Rechtsbehelfsverfahren oder zur 
Begründung der Anträge an das Fi-
nanzamt und
 �bei vorläufigen Steuerfestsetzungen.

Es ist darauf zu achten, dass auch die 
elektronisch erstellten Daten für zehn 
Jahre vorgehalten werden müssen.
Natürliche Personen, deren Summe 

der positiven Einkünfte aus Über-
schusseinkünften (aus nichtselbstän-
diger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermie-
tung und Verpachtung und sonstige 
Einkünfte) mehr als 500.000 € im Ka-
lenderjahr 2013 betragen hat, müssen 
ab 2014 die im Zusammenhang ste-
henden Aufzeichnungen und Unter-
lagen sechs Jahre aufbewahren.  Bei 
Zusammenveranlagung sind die Fest-
stellungen für jeden Ehegatten geson-
dert maßgebend.
Die Verpflichtung entfällt erst mit Ab-
lauf des fünften aufeinander folgenden 
Kalenderjahrs in dem die Vorausset-
zungen nicht erfüllt sind.

Einkünfteerzielungsabsicht bei Ferienwohnungen

Überprüfung bei Selbstnutzung

Eine Überprüfung der Einkünfteerzie-
lungsabsicht bei einer Ferienwohnung 
ist stets erforderlich, wenn sich der Ei-
gentümer eine Zeit der Selbstnutzung 
vorbehält. Ob, wann und in welchem 
Umfang er von diesem Eigennutzungs-
recht tatsächlich Gebrauch macht, ist 
unerheblich.
Für die danach notwendige Totalüber-
schussprognose sind alle objektiv er-

kennbaren Umstände mit zu berück-
sichtigen. Dabei werden den planmä-
ßigen Einnahmen die Werbungskosten 
gegenüber gestellt. Es sind nur solche 
Aufwendungen mit einzubeziehen, die 
ganz oder teilweise auf die Zeiträume 
der tatsächlichen Vermietung oder den 
damit in engem Zusammenhang ste-
henden Leerstandszeiten entfallen. Der 
Prognosezeitraum umfasst 30 Jahre.
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


